MUSTER – Hinweise zur Verwendung: Alle Platzhalter in eckigen Klammern [ ] durch Ihre Angaben ersetzen. Kursiv markierte Absätze mit dem Vermerk „Optional“ nur übernehmen, wenn der beschriebene Umstand in Ihrem Fall tatsächlich vorliegt – anschließend den Vermerk löschen. Dieses Muster stammt aus einem real dokumentierten Fall (Stand August 2026), ist aber keine Rechtsberatung. Jeder Fall liegt anders; bei Unsicherheit oder Klageerhebung anwaltliche Hilfe in Anspruch nehmen. Quelle: digitarlo.de/leitfaden-500-euro-dsgvo-abmahnung-werbe-email-bgh-vi-zr-109-23/
[Vorname Nachname] · [ggf. Firma] · [Straße Hausnr.] · [PLZ Ort]
[Zuständige Rechtsanwaltskammer am Kanzleisitz]
Körperschaft des öffentlichen Rechts
[Straße Hausnr.]
[PLZ Ort]

Per Einschreiben
[Vorname Nachname]
[ggf. Firma]
[Straße Hausnr.]
[PLZ Ort]
E-Mail: [Ihre E-Mail-Adresse]

[Ort], den [Datum]

Anfrage und Beschwerde betreffend Rechtsanwalt/Rechtsanwältin [Name], [Anschrift der Kanzlei]
Abmahnschreiben vom [Datum], dortiges Aktenzeichen [Aktenzeichen]

Sehr geehrte Damen und Herren,
mir ist am [Datum] ein anwaltliches Abmahnschreiben zugegangen, das im Briefkopf Rechtsanwalt/Rechtsanwältin [Name] ausweist. Ich wende mich mit der Bitte um berufsrechtliche Prüfung einzelner Punkte an Sie. Eine Kopie des Schreibens füge ich bei.
Mir ist bewusst, dass die Kammer keinen Rechtsrat erteilt und die zivilrechtliche Auseinandersetzung mit dem Mandanten des Kollegen/der Kollegin nicht Gegenstand eines Beschwerdeverfahrens ist. Die zivilrechtliche Seite betreibe ich getrennt hiervon.
I. Bitte um Bestätigung der Urheberschaft [Optional]
[Nur übernehmen, wenn es konkrete Abweichungen gibt – sonst diesen Abschnitt löschen und unten mit II. als I. beginnen:]
Die im Briefkopf angegebenen Kontaktdaten weichen von den öffentlich zugänglichen Angaben der Kanzlei ab. Konkret:
1. [z. B.: Als E-Mail-Adresse ist „…“ angegeben, während das Impressum der Kanzlei „…“ ausweist.]
1. [z. B.: Als Telefonnummer ist „…“ angegeben; im Impressum finden sich andere Nummern.]
1. [z. B.: Als Zahlungsziel ist ein Konto bei einem Zahlungsinstitut mit Sitz im Ausland angegeben.]
1. [z. B.: Das Schreiben wurde ausschließlich per E-Mail übersandt; ein Zugang auf dem Postweg ist nicht erfolgt.]
Ich erhebe ausdrücklich keinen Vorwurf, sondern bitte um Mitteilung, ob das Schreiben dem Kollegen/der Kollegin zuzuordnen ist. Sollte dies nicht der Fall sein, dürfte auch die Kammer ein Interesse an der Aufklärung haben, da dann eine unbefugte Verwendung des Namens im Raum stünde. Ich habe bis zur Klärung keine Zahlung geleistet.
II. Berufsrechtliche Beanstandungen
Für den Fall, dass das Schreiben vom Kollegen/von der Kollegin stammt, bitte ich um Prüfung der folgenden Punkte:
1. Unzutreffende oder verkürzte Wiedergabe von Rechtsprechung [anpassen]
Das Schreiben stützt eine Forderung auf immateriellen Schadensersatz in Höhe von [Betrag] EUR auf das Urteil des EuGH vom 04.05.2023 (C-300/21) und führt aus, für einen solchen Anspruch sei keine Erheblichkeitsschwelle erforderlich. Unerwähnt bleibt, dass der Gerichtshof in derselben Entscheidung ausdrücklich festgestellt hat, dass der bloße Verstoß gegen die Verordnung für einen Schadensersatzanspruch nicht genügt und ein konkreter Schaden darzulegen ist. Gegenüber einem anwaltlich nicht vertretenen Adressaten erweckt die verkürzte Wiedergabe den Eindruck, der Anspruch sei durch die zitierte Entscheidung bereits dem Grunde nach gedeckt.
Hinzu kommt: Der Bundesgerichtshof hat mit Urteil vom 28.01.2025 (VI ZR 109/23) einen Anspruch auf 500,00 EUR immateriellen Schadensersatz für eine einzelne unverlangte Werbe-E-Mail verworfen. Das Schreiben erwähnt diese Entscheidung nicht, bezeichnet die Forderung aber als „durch die geltende Rechtsprechung umfassend gedeckt“. [Optional – wenn ein Urteil als Beleg angeführt wird: Stattdessen wird ein Urteil des [Gericht, Datum, Az.] angeführt, das antragsgemäß genau [Betrag] EUR zugesprochen haben soll. Ich rege an, sich diese Entscheidung im Rahmen der Prüfung vorlegen zu lassen.]
2. Berufung auf eine nicht existierende Norm [Optional]
[Nur übernehmen, wenn zutreffend:]
Das Schreiben stützt die Kostenerstattungspflicht auf „[zitierte Norm]“. Eine solche Vorschrift existiert nicht bzw. trägt die Rechtsfolge nicht. [Konkret erläutern: welche Norm das Schreiben zitiert und weshalb sie nicht existiert bzw. die behauptete Rechtsfolge nicht trägt.]
3. Anhaltspunkte für ein serienmäßiges Vorgehen [anpassen]
Das Schreiben enthält [zutreffende Indizien einsetzen, z. B.: fallfremde Textbausteine, die erkennbar aus einem anderen Vorgang stammen; veraltete oder unzutreffende Normzitate; der Verweis auf angebliche Parallelverfahren mit betragsidentischem Ausgang; die Übersendung „i. A.“ durch nichtanwaltliches Personal unter bloßen Funktionsbezeichnungen]. Diese Umstände legen nahe, dass gleichlautende Abmahnungen in größerer Zahl versandt werden. Ob dies mit dem Berufsrecht vereinbar ist, vermag ich nicht zu beurteilen; ich bitte insoweit um Prüfung.
III. Bitte
Ich bitte um berufsrechtliche Prüfung der unter II. genannten Punkte [Optional: sowie um Mitteilung, ob das beigefügte Schreiben dem Kollegen/der Kollegin zuzuordnen ist]. Für Rückfragen stehe ich unter den oben genannten Kontaktdaten zur Verfügung und reiche weitere Unterlagen gern nach.

Mit freundlichen Grüßen
_______________________________
[Vorname Nachname]

Anlagen:
1. Kopie des Abmahnschreibens vom [Datum]
2. Kopie meiner Erwiderung vom [Datum]
3. [ggf. weitere Unterlagen]
